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BUNDESGESETZBLATT 
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH 

Jahrgang 2018 Ausgegeben am 21. Dezember 2018 Teil II 

366. Verordnung: Änderung der Gebarungsrichtlinienverordnung 

366. Verordnung der Bundesministerin für Digitalisierung und Wirtschaftsstandort, mit 
der die Gebarungsrichtlinienverordnung geändert wird 

Auf Grund der §§ 23 Abs. 3 und 24 Abs. 2 des Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetzes – WGG, BGBl. 
Nr. 139/1979, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. I Nr. 69/2018, wird verordnet: 

Die Gebarungsrichtlinienverordnung, BGBl. Nr. 523/1979, zuletzt geändert durch die Verordnung 
BGBl. II Nr. 109/2007, wird wie folgt geändert: 

1. In § 2 wird folgender Abs. 3 eingefügt: 
„(3) Bei der Auswahl der Aufsichtsratsmitglieder ist neben der fachlichen und persönlichen 

Qualifikation der Mitglieder, abhängig von der Struktur und dem Geschäftsfeld der Bauvereinigung, auch 
auf eine fachlich ausgewogene Zusammensetzung des Aufsichtsrats zu achten.“ 

2. Nach § 2 werden folgende §§ 2a und 2b eingefügt: 
„§ 2a. (1) Auf Grundlage des § 26 Abs. 2 WGG kann anstelle eines Bezugsbestandteils in 

Entsprechung zur Verwendungszulage, eine pauschale Überstundenabgeltung bis zu einem 
Höchstausmaß von monatlich 50 Stunden berücksichtigt werden. 

(2) Auf Grundlage des § 26 Abs. 2 iVm Abs. 4 WGG können zusätzlich, insgesamt bis zu einem 
jährlichen Höchstausmaß von drei Monatsgehältern gemäß § 26 Abs. 2 WGG, Leistungsprämien gewährt 
werden. Voraussetzung dafür sind entweder das Erbringen besonders herausragender Leistungen in einem 
Kalenderjahr und/oder im Fall der Geschäftsführung (Vorstand) das Erreichen vorab vereinbarter 
Jahresziele. 

(3) Bei Mehrfachtätigkeiten eines Vorstandsmitgliedes oder Geschäftsführers gilt die Anwendung 
der erhöhten Betragsgrenzen gemäß § 26 Abs. 4 WGG für sämtliche Tätigkeiten in einer (oder mehreren) 
gemeinnützigen Bauvereinigung(en) und ihren Gesellschaften gemäß § 7 Abs. 4 oder Abs. 4b. Die 
Anwendung des § 26 Abs. 4 WGG zweiter Fall setzt zumindest eine deutlich über dem 
Branchendurchschnitt liegende Bau- und Verwaltungstätigkeit einer Bauvereinigung voraus. 

§ 2b. (1) Die Geschäftsführung (Vorstand) einer gemeinnützigen Bauvereinigung hat einen 
jährlichen Corporate Governance-Bericht zu erstellen und nach Genehmigung durch den Aufsichtsrat 
dem Revisionsverband zu übermitteln. Neben den wirtschaftlichen Eigentümern sowie der Offenlegung 
von Treuhandschaften sind die Zusammensetzung der Geschäftsführung (Vorstand) und des Aufsichtsrats 
sowie seiner Ausschüsse und Maßnahmen zur Gleichstellungsförderung von Frauen, insbesondere in den 
Organen und in leitenden Positionen der Bauvereinigung, anzuführen. Der Corporate Governance-Bericht 
hat darüber hinaus zumindest folgende Angaben zu enthalten: 
 1. ab einer Unternehmensgröße, bei der – unabhängig von der Rechtsform – die Größenmerkmale 

in sinngemäßer Anwendung des § 221 Abs. 1 UGB überschritten werden, die Nennung eines in 
Österreich allgemein anerkannten Corporate Governance Kodex sowie die Angabe, wo dieser 
öffentlich zugänglich ist, 

 2. soweit sie von dem genannten Kodex abweicht, eine Erklärung, in welchen Punkten und aus 
welchen Gründen diese Abweichung erfolgt, 

 3. wenn sie beschließt, keinem Kodex im Sinne der Z 1 zu entsprechen, die zugrundeliegende 
Begründung. 

(2) Der dem Revisionsverband vorzulegende Corporate Governance-Bericht ist den Auszügen 
gemäß § 28 Abs. 8 WGG anzuschließen. 
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(3) Bei Erstellung eines branchenbezogenen Corporate Governance Kodex hat ein Revisionsverband 
auf Grundlage des § 24 WGG iVm § 3 im Besonderen auch Empfehlungen und/oder verpflichtende 
Regelungen über die persönliche Zuverlässigkeit und Eignung der im Vorstand, im Aufsichtsrat, als 
Geschäftsführer, Prokurist oder Handlungsbevollmächtigter tätigen Personen sowie der wirtschaftlichen 
Eigentümer (Fit&Proper) vorzusehen.“ 

3. § 3 Abs. 1 erster Satz lautet: 
„Bei der Beurteilung, ob die mit der Geschäftsführung einer Bauvereinigung zu betrauenden Personen 
und die Mitglieder des Aufsichtsrates Gewähr für eine ordnungsmäßige Organwalterschaft bieten, ist vor 
allem davon auszugehen, ob die fachliche Eignung auf Grund ihrer Ausbildung oder ihrer bisherigen 
beruflichen Tätigkeit anzunehmen ist.“ 

4. Nach § 3 wird folgender § 3a eingefügt: 
„§ 3a. (1) Nicht unter genehmigungspflichtige Rechtsgeschäfte gemäß § 9a Abs. 2 bis 3 WGG fallen 
 1. Rechtsgeschäfte, die innere Organisationsangelegenheiten der Bauvereinigung regeln, 

insbesondere Organbestellungsakte einschließlich der Beschlussfassung über die dazugehörigen 
Regelungen der Bezüge und Anstellungsbedingungen, 

 2. Rechtsgeschäfte, bei denen das angemessene Entgelt weniger als 5000 Euro beträgt, wobei dieser 
Betrag gemäß § 6 Abs. 2a ERVO 1994 wertgesichert und gemäß § 19a ERVO 1994 zumindest 
branchenintern zu veröffentlichen ist. 

(2) Ein Aufsichtsratsmitglied ist bei einer Abstimmung (Beschlussfassung) über die Vornahme eines 
Rechtsgeschäfts zwischen ihm oder seinen nahen Angehörigen (§ 9a Abs. 4 WGG) und der 
Bauvereinigung bzw. ihren Gesellschaften gemäß § 7 Abs. 4 oder 4b WGG vom Stimmrecht 
ausgeschlossen. 

(3) Eine zustimmende Beschlussfassung gemäß § 9a Abs. 2 bis 3 erfordert im Rahmen einer 
beschlussfähigen Aufsichtsratssitzung die einstimmige Zustimmung aller anwesenden, bei einer 
Abstimmung im Umlaufweg hingegen eine einstimmige Zustimmung sämtlicher Aufsichtsratsmitglieder. 

(4) Für den Fall einer, nach Abschluss eines Rechtsgeschäfts gemäß § 9a Abs. 2 bis 3 WGG 
nachzuholenden Beschlussfassung, können in der Satzung (§ 4 WGG) nähere Regelungen festgelegt 
werden.“ 

5. In § 8 wird folgender Abs. 9 angefügt: 
„(9) Die §§ 2 Abs. 3, 2a, 2b – ausgenommen Abs. 1 dritter Satz, 3 Abs. 1 erster Satz und 3a in der 

Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. 366/2018 treten mit dem auf die Veröffentlichung im 
Bundesgesetzblatt folgenden Tag in Kraft, wobei sich der zeitliche Anwendungsbereich des § 2a sowie 
des § 3a Abs. 1 gemäß § 8 ABGB bestimmt. § 2b Abs. 1 dritter Satz in der Fassung der Verordnung 
BGBl. II Nr. 366/2018 tritt mit 01.07.2020 in Kraft. Ein vollständiger Corporate Governance-Bericht 
gemäß § 2b Abs. 1 ist für Geschäftsjahre aufzustellen, die nach dem 31.12.2020 beginnen.“ 

Schramböck 
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